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55 Verordnung 


über den Ausbau der Rentenverſicherung. 
Vom 24. März 1938. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 40 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Abſchnitt ! = 
Reichs verſicherungsordnung 
Artikel 1 
Invaliden verſicherung 


8 1 
§ 1235 erhält folgende Ziffer 4: 
„J. Angehörige des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes während der Ausübung ihres Dienſtes.“ 


8 2 
1. Im $ 1239 Abſ. 1 fällt Satz 2 weg. 
2. Der 8 1239 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann Näheres beſtimmen; er kann auch den 
Zeitraum von zwölf Wochen oder fünfzig Tagen verlängern.“ 


8 3 


„§ 1243 
Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung (Selbſtverſicherung) ſind bis zum voll⸗ 
endeten vierzigſten Lebensjahr alle Danziger Staatsangehorigen im In⸗ und Ausland berech⸗ 
tigt, die nicht verſicherungspflichtig ſind.“ 
8 4 


„§ 1244 = 
Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens ſechs⸗ 
undzwanzig Wochenbeiträge auf Grund der Verſicherungspflicht nachweiſt, kann die Verſiche⸗ 
rung freiwillig fortſetzen oder ſpäter erneuern (Weiterverſicherung). Dabei werden die Beiträge 
zur Invaliden⸗ oder zur Angeſtelltenverſicherung zuſammengerechnet. Im übrigen gilt der 
8 1544 c entſprechend.“ 


Der § 1243 erhält folgende Faſſung: 


Der 8 1244 erhält folgende Faſſung: 


8 5 


8.1250 3; 
77 2 
Regelleiſtungen ſind Renten, Beitragserſtattungen und Heilverfahren.“ 


Der 8 1250 erhält folgende Faſſung: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 4. 1938.) 
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§ 6 
Dem $ 1256 Abſ. 1 wird angefügt: a 
„oder i 
4. zur Zeit des Todes des verſicherten Ehemannes mehr als drei waiſenrentenberechtigte Kinder 
erzieht.“ 


Dem $ 1258 Abſ. 1 wird als Satz 2 angefügt: 
„Erhält ein Kind nach Vollendung des fünfzehnten Lebensjahrs Schul⸗ oder Berufs⸗ 
ausbildung, ſo wird die Rente für deren Dauer gewährt, jedoch nicht über das vollendete 
achtzehnte Lebensjahr hinaus; dies gilt entſprechend, wenn ein Kind infolge körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechen außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu erhalten.“ 


8 8 


58 1262 

Die Wartezeit iſt erfüllt, wenn mindeſtens zweihundertundſechzig Wochenbeiträge entrichtet 
ſind. Sind weniger als zweihundertundſechzig Wochenbeiträge auf Grund der Verſicherungs⸗ 
pflicht entrichtet, ſo ſind fünfhundertundzwanzig Wochenbeiträge erforderlich. 

Bei der Altersinvalidenrente (8 1253 Nr. 3) iſt die Wartezeit exit erfüllt, wenn ſieben⸗ 
hundertundachzig Wochenbeiträge auf Grund der Verſicherungspflicht oder der treitwilligen 
Verſicherung entrichtet ſind. 

Für jede Kalenderwoche gilt nur ein Beitrag; der Pflichtbeitrag geht dem freiwilligen 
Beitrag vor. 

Für die Erfüllung der Wartezeit ſind, ohne daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen, 
die Zeiten anzurechnen (Erſatzzeiten), in denen der Verſicherte in Erfüllung ſeiner Hilfsdienſt⸗ 
pflicht dem Danziger Staatlichen Hilfsdienſt angehört hat. 

Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen.“ 


Der § 1262 erhält folgende Faſſung: 


e nch gnudnsule zd Ans Ansigge 
Der $ 1263 erhält folgende Faſſung: 
„§S 1263 
Die Verſicherungsanſtalt kann einem Verſicherten nach ärztlicher Unterſuchung geſtatten, 
die Wartezeit durch Einzahlung der entſprechenden Deckungsmittel abzukürzen. Wird die Ab⸗ 
kürzung für eine größere Zahl von Verſicherten beantragt, ſo kann die Verſicherungsanſtalt 
von der ärztlichen Unterſuchung abſehen. 
Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — beſtimmt das Nähere.“ 


8 10 
Der — 1264 Sa unter der Überſchrift 


5 ARE Anwartſchaft “ 
folgende Faſſung: 
5 1264 

Zur Erhaltung der Anwartſchaft müſſen für jedes Kalenderjahr mindeſtens ſechsund⸗ 
zwanzig Wochenbeiträge entrichtet werden; ſonſt erliſcht die Anwartſchaft aus den für die 
Zeit bis zum Beginn des laufenden Kalenderjahrs entrichteten Beiträgen. Mit den ſpäteren 
Beiträgen beginnt die Verſicherung von neuem. 
Fiauür das Kalenderjahr, in dem die Verſicherung begfunt, genügt auch eine geringere Zahl 
von Beiträgen. Die Verſicherung beginnt mit der Woche, für die der erſte Beitrag ent⸗ 
richtet ft. Ra 

Für das Kalenderjahr, in dem der Verſicherungsfall der Invalidität ie des Todes 
eintritt oder der Verſicherte das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet, ſowie für die fol⸗ 
genden Kalenderjahre ſind zur Erhaltung der Anwartſchaft keine Beiträge mehr erforderlich. 
Fällt die Invalidität wieder weg, ſo iſt die Anwartſchaft nur noch bis zum Schluſſe des 


laufenden Kalenderjahrs erhalten. Der Invalidität ſteht der Bezug einer Invaliden⸗, Witwen⸗ 
oder Witwerrente gleich.“ 
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8 11 
Der $ 1265 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1265 
Die Anwartſchaft gilt als erhalten, wenn beim Verſicherungsfall 
der Invalidität 
oder 
des Todes 
oder BEE 
bei Vollendung des fünfundſechzigſten Lebensjahrs oder danach bei Antrag auf 
Altersinvalidenrente ($ 1253 Abſ. 1 Nr. 3) 
die Zeit ſeit dem erſten Eintritt in die Verſicherung mit Beiträgen zur Hälfte belegt iſt. 
Hierbei werden das erſte und das letzte Kalenderjahr der Verſicherung nicht mitgezählt, 
wohl aber die Si entrichteten Beiträge. Das Kalenderjahr wird zu zweiundfünfzig Wochen 
gerechnet.“ 
812 
Der 8 1266 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1266 
Für jede Kalenderwoche gilt nur ein Beitrag. 7 3 5 
Fällt eine Woche, für die ein Beitrag entrichtet iſt, in zwei Kalenderjahre, ſo wird er 
in beiden Jahren, für die Halbdeckung ($ 1265) jedoch nur einmal berückſichtigt.“ 


8 13 
Der $ 1267 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1267 
Für die Erhaltung der Anwartſchaft nach § 1264 find, ohne daß Beiträge cute zu 
werden brauchen, die Zeiten anzurechnen (Erſatzzeiten), in denen der Verſicherte f 
1. in Erfüllung ſeiner Hilfsdienſtpflicht dem Danziger Staatlichen Hilfsdienſt angehört hat, 


2. durch Krankheit, Schwangerſchaft, Wochenbett oder während der Geneſung zeitweiſe 
arbeitsunfähig und nachweislich verhindert geweſen it, feine Berufstätigkeit auszuüben, 


3. als Arbeitsloſer 
a) Erwerbsloſenunterſtützung oder Unterſtützung aus der öffentlichen Fürſorge, 
b) Familienunterſtützung 

erhalten hat. 

Abſ. 1 Nr. Za gilt auch, wenn die Unterſtützung wegen Zuſammentreffens mit anderen 
Bezügen nicht gewährt worden iſt; er gilt ferner für Arbeitsloſe, die ſelbſt keine Unter⸗ 
ſtützung erhalten haben, für die aber ein Zuſchlag zur Unterſtützung eines anderen Arbeits⸗ 

loſen oder Hilfsbedürftigen gewährt worden iſt. 

Beſteht während der im Abſ. 1 aufgeführten Zeiten das die Verſicherungspflicht be⸗ 
gründende Beſchäftigungsverhältnis weiter, ſo ſind auch für dieſe Zeiten Beiträge zu ent⸗ 
richten. | 

Fällt eine Woche, für die eine Erſatzzeit nachgewieſen iſt, in zwei Kalenderjahre, ſo 
wird ſie in beiden Jahren berückſichtigt.“ 

Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen. 


8 14 
. Im $ 1268 Abſ. 3 wird die Zahl „76“ erſetzt durch die Zahl „80“. 
2. Im 8 1268 Abſ. 4 Satz 3 werden die Worte „§ 1263 Abſ. 4, § 1266 Abſ. 2“ erſetzt durch 
die Worte „§ 1262 Abſ. 5, § 1267 Abſ. 5“. f 
. Im $ 1268 Abſ. 4 wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Für die Zeit der Erfüllung der Dienſtpflicht im Danziger Staatlichen Hilfsdienſt werden 
Steigerungsbeträge gewährt, wenn die Verſicherung an beftanden hat; das Nähere be⸗ 
ſtimmt der Senat — Abt. Sozialverſicherung —. 


8 15 > — 57 > ur 
Der 8 1271 Abſ. 1 wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 3 REN 
„Die Invalidenrente des Verſicherten erhöht ſich für jedes ſeiner Kinder (8. 1258 bl. 2) 
bis ae vollendeten fünfzehnten Lebensjahr um den Kinderzuſchuß. 


ko) 
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Erhält ein Kind nach Vollendung des fünfzehnten Lebensjahrs Schul⸗ oder Berufsaus⸗ 
bildung, ſo wird der Kinderzuſchuß für deren Dauer gewährt, jedoch nicht über das vollendete 
achtzehnte Lebensjahr hinaus; dies gilt entſprechend, wenn das Kind infolge körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechen außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu erhalten. 

Der Kinderzuſchuß beträgt für die erſten beiden Kinder je 108 Gulden, für jedes 
weitere Kind 144 Gulden jährlich. Der erhöhte Kinderzuſchuß wird für das betreffende Kind 
weitergewährt, auch wenn die Zahl der Kinder, für die ein Kinderzuſchuß zu zahlen iſt, unter 
drei ſinkt.“ 

Die bisherigen Abſ. 2 bis 5 werden Abſ. 4 bis 7. 


8 16 
Im 8 1277 Abſ. 1 werden die Worte „30 Gulden“ erſetzt durch die Worte „60. Gulden“. 


8 17 
Im $ 1279 werden die Worte „nur die höchſte Rente“ erſetzt durch die Worte „die re Rente 
und von den anderen Renten ohne Kinderzuſchuß die Hälfte.“ 


8 18 
Der $ 1288 erhält folgende Faſſung: 
„8 1288 
Die Waiſenrente fällt mit dem Ablauf des Monats weg, in dem die Vorausſetzungen für 
ihre Gewährung nicht mehr erfüllt ſind.“ 


8 19 
Der $ 1306 fällt weg. 
8 20 
Hinter § 1309 wird unter der Überſchrift 
„Ia, Beitragserſtattungen“ 
eingefügt: 
„§ 1309 a 

Heiratet eine Verſicherte, ſo wird ihr auf Antrag die Hälfte der Beiträge erſtattet, die 
für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum Ende der Woche entrichtet ſind, in der der 
Antrag geſtellt iſt. Vorausſetzung iſt, daß die Anwartſchaft erhalten und ſpäteſtens zwei 
Jahre nach der Eheſchließung die Wartezeit nach 8 1262 Abſ. 1 erfüllt it. Erſtattet werden 
nur ſolche Beiträge, aus denen die Anwartſchaft erhalten iſt. Die 88 1544 b bis 1544 m gelten 
entſprechend. 

Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht binnen drei Jahren nach der Eheſchließung geltend 
gemacht wird. Die Erſtattung ſchließt weitere Anſprüche aus den bisher entrichteten Beiträgen 
aus.“ 

8 21 
Im 8 1384 wird als Abſ. 2 eingefügt: 

„Der Staat gewährt ferner die Mittel, die außer den Beiträgen und den ſonſtigen 
Einnahmen zur Aufrechterhaltung der Leiſtungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes erforderlich 
ſind. Der Senat beſtimmt über die Zahlung das Nähere.“ 


8 22 
Der 8 1385 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 1385 
Der Staat leiſtet an die Landesverſicherungsanſtalt in jedem Kalenderjahr einen Betrag, 
der jeweils achtzehn vom Hundert ihrer Beitragseinnahme entſpricht. 
Der Staat leiſtet monatliche Vorſchüſſe. 
Das Landesverſicherungsamt beſtimmt das Nähere.“ 


8 23 
Der $ 1387 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Nach der Höhe des wöchentlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten fol⸗ 
gende Beitragsklaſſen gebildet: 
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Beitragsklaſſe 

I bis zu . 7,50 Gulden 
II von mehr als 7,50 bis zu 15,— „ 
III „ „ ” 15,— „ 22,50 „ 
IV 7 ” ” 22,50 nn 30,— „ 

V 7 7 „ 30, — nn 37,50 5 
VI „ „ ” 37,50 men, 457 7 
VII 7 2) ” 45,— Nen 52,50 „ 


VIII 7 7 „ 52,50 7 „„ 60,— ” 
IX „ „ „ 60,— Gulden.“ 
8 24 
Der $ 1388 erhält folgende Faſſung: 
„5 1388 
Für die freiwillige Beitragsentrichtung wird die Beitragsklaſſe X gebildet.“ 
8.25. 
Hinter § 1389 wird eingefügt: 
; „§ 1389 a 


Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann die freiwillige Verſicherung und die 
Höherverſicherung abweichend von den Vorſchriften dieſes Geſetzes regeln.“ 


8 26 
1. Im $ 1390 Abſ. 1 wird das Wort „Lohnklaſſe“ erſetzt durch das Wort „Klaſſe“. 
2. Dem $ 1390 Abſ. 1 werden die Worte angefügt: 
„in der Klaſſe IX. . . 332 Guldenpfennig, 
I. 7 X „ee 0 7 5 


Ss 27 
Im $ 1390 fällt der Abſ. 2 weg. 
8 28 
Im 8 1391 Satz 2 werden die Worte „ſamt dem Vermögen, den Staatsmitteln ($ 1384) und 
den Zahlungen für Arbeitsloſe (§ 1385)“ durch die Worte „und der ſonſtigen Einnahmen ſamt dem 
Vermögen“ erſetzt. 
§ 29 
Im $ 1392 fällt der Satz 2 weg. 
8 30 
Im $ 1395 Satz 1 werden hinter dem Wort „Rentenausgaben“ die Worte eingefügt: „und die 
Beitragserſtattungen“. 
8 31 
Der $ 1419 erhält folgende Faſſung: 
„8.1419, 

Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — beſtimmt, unbeſchadet des 8 1456, die Stellen, 
welche die Karten ausſtellen und umtauſchen (Ausgabeſtellen). Er kann Anweiſungen an ſie 
erlaſſen.“ 

8 32 
Hinter $ 1419 wird als § 1419 a eingefügt: 
N „s 1419 a 
Die Ausgabeſtellen rechnen, wenn die Karte zurückgegeben wird, nach den eingeklebten 
Marken die Wochenbeiträge für die einzelnen Klaſſen auf. Gleichzeitig iſt die Dauer der 
nachgewieſenen Erſatzzeiten anzugeben. Die Ausgabeſtellen beſcheinigen dem Inhaber die End⸗ 
zahl. 
Die Koſten für die Muſter der Beſcheinigungen für die Aufrechnung trägt die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt.“ 
f 8 33. 
Der $ 1438 erhält folgende Faſſung: 
„§ 1438 
Zeiten in Erfüllung der Hilfsdienſtpflicht werden durch Beſcheinigung des Danziger Staat⸗ 
lichen Hilfsdienſtes nachgewieſen.“ 
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§ 34 
Der $ 1442 erhält folgende Faſſung: 
„s 1442 

Pflichtbeiträge und freiwillige Beiträge ſind unwirkſam, wenn fie nach Ablauf von zwei 
Jahren nach Schluß des Kalenderjahrs, für das ſie gelten ſollen, entrichtet werden. 

Über dieſe Zeit hinaus hat der Verſicherungsträger die Nachentrichtung von Pflicht⸗ 
beiträgen binnen weiteren zwei Jahren zuzulaſſen, wenn ſie ohne Verſchulden des Verſicherten 
nicht rechtzeitig entrichtet worden ſind. Ein Verſchulden liegt insbeſondere dann nicht vor, 
wenn der Arbeitgeber die Quittungskarte aufbewahrt und ſie nicht zur richtigen Zeit ord⸗ 

nungsmäßig umgetauſcht hat. 

In Fällen beſonderer Härte kann das Landesverſicherungsamt die Nachentrichtung auch 
nach Ablauf der in den Abſ. 1, 2 bezeichneten Friſten zulaſſen und hierfür eine Friſt be⸗ 
ſtimmen.“ 

8 35 
Der 8 1443 erhält folgende Faſſung: 
„s 1443 

Freiwillige Beiträge und Beiträge über die dem Arbeitsverdienſt entſprechende Klaſſe 
hinaus dürfen nach Eintritt des Verſicherungsfalls der Invalidität oder des Todes nicht 
mehr entrichtet werden.“ 

8 36 
Der § 1444 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Dieſe Tatſachen (Abſ. 1, 2) unterbrechen auch die Verjährung rückſtändiger oder zu 

erſtattender Beiträge (SS 29, 1445 c).“ 


8 37 
Hinter § 1445 b wird eingefügt: 
„Ss 1445 c 

Beiträge, die zu Unrecht entrichtet worden ſind, können binnen zwei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahrs der Entrichtung zurückgefordert werden. 5 

Beanſtandet der Verſicherungsträger die Rechtswirkſamkeit von Beiträgen, ſo beginnt die 
zweijährige Friſt erſt mit dem Schluſſe des Kalenderjahrs der Beanſtandung. 

Die Rückforderung iſt ausgeſchloſſen, wenn dem Verſicherten bereits aus dieſen Beiträgen 
eins Leiſtung bewilligt worden iſt. 

Der Rückerſtattungsanſpruch ſteht dem Verſicherten zu, ſoweit er die Beiträge ſelbſt ge⸗ 
tragen hat, im übrigen dem Arbeitgeber. Wird dem Arbeitgeber der Beitrag, ſoweit er ihn 
getragen hat, erſetzt, ſo ſteht ihm kein Rückerſtattungsanſpruch zu.“ 


§ 38 
Im 8 1446 fallen die Abſ. 2 und 3 weg. 


Artikel 2 
Wanderverſicherung 
8 39 
Im $ 1544 b und im $ 1544 c Abſ. 1 werden die Worte „Für die Erfüllung der Wartezeit, 
für die Erhaltung und das Wiederaufleben der Anwartſchaft“ erſetzt durch die Worte „Für Wartezeit 
und Anwartſchaft“. 
8 40 
Der $ 1544 c Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: i 
„Die Berückſichtigung einer Erſatzzeit für einen Verſicherungszweig wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß vor ihrem Beginne Beiträge zu einem anderen Verſicherungszweig ent⸗ 
richtet ſind.“ 
8 4¹ 
Der § 1544 d erhält folgende Faſſung: 
„§ 1544 d 
Als erſter Eintritt in die Verſicherung im Sinne des $ 1265 gilt 925 S in den 
Verſicherungszweig, dem der Verſicherte zuerſt angehört hat.“ 


8 42 
Im 8 1544 g Abſ. 1 Satz 2 werden die Worte „§ 1269 Abl. 2“ erſetzt durch „§ 1269“. 
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8 43 
1. Der $ 1544 k Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Zuſtändig für die Feſtſtellung und Zahlung der Leiſtungen iſt der Träger des Verſiche⸗ 
rungszweigs, an den zuletzt Beiträge entrichtet ind. Sind zuletzt Beiträge an beide Verſiche⸗ 
rungszweige entrichtet, ſo iſt der zuerſt angegangene Verſicherungsträger zuſtändig. Für dieſe 
Zuſtändigkeit iſt die Wirkſamkeit der Beiträge unerheblich.“ 

2. Dem $ 1544 Kk Abſ. 6 wird als Satz 3 angefügt: 

„Die Koſten des Rechtsmittels für eine hiernach abgegebene Sache trägt der Verſiche— 
rungsträger, deſſen Leiſtung allein ſtreitig iſt, nach Maßgabe der für ihn geltenden Vor⸗ 
ſchriften. Er gilt als beteiligt im Sinne des § 80.“ 


Artikel 3 
Verfahren 
9 44 
§ 1743 fällt weg. 
: Abſchnitt II 
Angeſtelltenverſicherung 
8 45 
Der § 11 Abſ. 1 erhält folgende neue Ziffer 4: 
„4. Angehörige des Danziger Staatlichen Hilfsdienſtes während der Ausübung ihres Dienſtes.“ 


8 46 
Der $ 17 erhält folgende Faſſung: 
58 17 
N Für die Selbſtverſicherung und die Weiterverſicherung gelten die 88 1243, 1244 der 
Reichsverſicherungsordnung entſprechend.“ 
847 
Der $ 18 fällt weg. 
8 48 
Der § 24 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 
„Für die Gewährung der Waiſenrente gilt der § 1258 der Nich verſicherungsbtdlh 5 


8 49 
Der § 27 erhält folgende Faſſung: 
„§ 27 
Für die Wartezeit gelten die SS 1262, 1263 der Reichsverſicherungsordnung ent⸗ 


ſprechend. 

Es treten an die Stelle von 
zweihundertundſechzig Wochenbeiträgen = ſechzig Monatsbeiträge, 
fünfhundertundzwanzig Wochenbeiträgen = einhundertundzwanzig Monatsbeiträge, 
ſiebenhundertundachtzig Wochenbeiträgen — einhundertundachtzig Monatsbeiträge“. 


8 50 
Der 8 28 erhält unter der Überſchrift 
„3. Anwartſchaft“ 
ie ae Faſſung: 
„Ss 28 
Für die Anwartſchaft gelten die SS 1264 bis 1267 der Reichsverſicherungsordnung ent⸗ 
ſprechend. 
Es treten an die Stelle von ſechsundzwanzig Wochenbeiträgen ſechs Monatsbeiträge, von 
Invalidität Berufsunfähigkeit. 
Alle Anwartſchaften gelten als bis zum 31. Dezember 1925 erhltent Fur die Er⸗ 
haltung der Anwartſchaft nach $ 1264 Abſ. 1 der e genügen für 
die Kalenderjahre 1926 bis 1933 je vier Monatsbeiträge.“ 


851 See Ha tim 
Die 88 29 bis 31 fallen weg. CC 
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§ 52 
Der $ 33 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Für die Gewährung von Steigerungsbeträgen gilt der $ 1268 Abſ. 4 Satz 3 und 4 
der Reichsverſicherungsordnung entſprechend.“ 


§ 53 
Im 5 41 werden die Worte „Ss 1304 bis 1308“ erſetzt durch die Worte „§§ 1304, 1305“. 


§ 54 
Der $ 43 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 43 
Für die Beitragserſtattung im Falle der Eheſchließung einer Verſicherten gilt der $ 1309a 
der Reichsverſicherungsordnung entſprechend.“ 


§ 55 
Dem $ 150 wird als Abſ. 3 angefügt: 
„Der $ 1384 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung gilt entſprechend.“ 


§ 56 
Hinter $ 150 wird eingefügt: 
„§ 150 a 
Der Staat leiſtet an die Landesverſicherungsanſtalt in jedem Kalenderjahr einen Betrag, 
der jeweils einem Viertel ihrer Beitragseinnahmen entſpricht. 
Der Staat leiſtet monatliche Vorſchüſſe. 
Das Landesverſicherungsamt beſtimmt das Nähere.“ 


§ 57 
Hinter $ 152 wird eingefügt: 
„Ss 152 a 
Für die freiwillige Verſicherung und die Höherverſicherung gelten die 88 1389, 1389 a 
der Reichsverſicherungsordnung.“ 


1. Der $ 154 erhält folgende Faſſung: 
„§ 154 
Für die Bemeſſung der Beiträge gelten die SS 1391, 1392 der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung entſprechend.“ 
8 59 
Die $$ 168 bis 170, S 172 fallen weg. 
8 60 
Im $ 171 werden 
1. vor die Worte „die Vermutung“ die Worte eingefügt: „die Unwirkſamkeit von Beiträgen,“; 
2. die Worte „§S§ 1445 bis 1445 b der Reichsverſicherungsordnung“ durch die Worte erſetzt 
„ss 1442 bis 1446 der Reichsverſicherungsordnung “. 
Abſchnitt III 
Schluß: und Abergangsvorſchriften 
§ 61 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes lichen Rechts⸗ und 
Verwaltungsvorſchriften. Er kann Vorſchriften der Sozialverſicherungsgeſetze zwecks Anpaſſung an dieſes 
Geſetz ändern oder aufheben. 
§ 62 
(1) Es treten in Kraft 
1. mit Wirkung vom 1. Januar 1936 
der § 42; 
2. mit Wirkung vom 1. Oktober 1934 
die 88 1, 14 Nr. 3, 33, 45; 
3. mit dem 1. April 1938 
die SS 2, 3 bis 13, 14 Nr. 2, 15 bis 22, 25, 30 bis 32, 34 bis 41, 43, 44, 56, 59; 
4. mit dem 4. April 1938 
der $ 14 Nr. 1, die 88 23, 24, 26, 27. 
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(2) Der $ 1391 Abſ. 1 und der § 1392 der Reichsverſicherungsordnung mit den ſich aus dieſem 
Geſetz (SS 28, 29) ergebenden Anderungen treten mit dem 1. April 1938 in Kraft. 
(3) Die 8$ 46 bis 55, 57, 58, 60 treten gleichzeitig mit den Vorſchriften, auf die fie verweiſen, 
in Kraft. 
8 63 
Der § 1244 der Reichsverſicherungsordnung in der neuen Faſſung gilt nicht für die Fälle, in 
denen das Recht zur Weiterverſicherung nach den bisherigen Vorſchriften bereits ausgeübt worden iſt. 


§ 64 
(1) Der 8 6 gilt nur für Verſicherungsfälle, die nach dem 31. März 1938 eintreten; jedoch er⸗ 
halten Witwenrente auch die Witwen, die am 1. April 1938 mehr als drei waiſenrentenberechtigte 
Kinder erziehen. 
(2) Die SS 7, 15, 17 gelten auch für Verſicherungsfälle, die vor dem 1. April 1938 eingetreten 
ſind. 
(3) Die Leiſtungen nach SS 6, 7, 15, 17 beginnen früheſtens mit dem 1. April 1938. 


8 65 

(1) Die neuen Vorſchriften über die Wartezeit gelten nur für Verſicherungsfälle, die nach dem 
31. März 1933 eintreten. 

(2) Soweit das bisherige Recht Erſatzzeiten für die Erfüllung der Wartezeit vorſieht, behält es 
hierbei für die Zeit bis zum 31. März 1938 ſein Bewenden, auch wenn der Verſicherungsfall ſpäter ein⸗ 
tritt. Die Einſchränkung des bisherigen $ 1263 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung gilt jedoch nur 
für Krankheitszeiten. 

(3) Auf die Wartezeit nach S 1262 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung (8 27 des Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes) in der neuen Faſſung wird den Angehörigen eines Berufszweigs, für den 
die Verſicherungspflicht am 1. Januar 1917 noch nicht beſtanden hat, die Dauer der früheren Be⸗ 
ſchäftigung in dem Beruf angerechnet, wenn ſie nach dem Inkrafttreten der Verſicherungspflicht min⸗ 
deſtens zweihundertundſechzig Beitragswochen (ſechzig Beitragsmonate) auf Grund der Verſicherungs⸗ 
pflicht zurückgelegt haben. Lücken in der Beſchäftigung ſchließen die Anrechnung der früheren Beſchäf⸗ 
tigung nicht aus. Beſchäftigungszeiten vor dem 1. Januar 1891 in der Invalidenverſicherung oder vor 
dem 1. Januar 1913 in der Angeſtelltenverſicherung bleiben außer Betracht. 

(4) Hat ein Verſicherter eine kürzere Wartezeit des früheren Rechts erfüllt, ſo gilt ſie auch für den 
Rentenanſpruch ſeiner Hinterbliebenen als erfüllt, wenn der Verſicherte entweder während der Geltungs⸗ 
dauer der kürzeren Wartezeit verſtorben iſt oder die Invalidenrente (Ruhegeld) bis zu ſeinem Tode be⸗ 
zogen hat. 

(5) Der $ 1262 Abſ. 4 der Reichsverſicherungsordnung in der neuen Faſſung gilt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1934 auch für Verſicherungsfälle, die vor dem 1. April 1938 eingetreten ſind. 


§ 66 

(1) Das neue Anwartſchaftsrecht gilt nur für die Erhaltung der Anwartſchaft in der Zeit ſeit dem 
1. April 1938. Es erſtreckt ſich jedoch bei Verſicherungsfällen, die nach dem 31. März 1938 eintreten, 
in folgender Beziehung auch auf die Zeit vorher: 

1. Der Zeitraum, der der Halbdeckung (§ 1265 der Reichsverſicherungsordnung) zugrunde ge⸗ 
legt wird, beginnt mit dem erſten Eintritt in die Verſicherung, auch wenn dieſer vor dem 
1. April 1938 liegt. 5 

2. Die Vorſchriften des $ 1267 Ab. 1 Nr. 1 der Reichsverſicherungsordnung gelten bereits mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1934 ab. 

(2) Für die Erhaltung und das Wiederaufleben der Anwartſchaft in der Zeit bis zum 31. März 
1938 gilt das bisherige Recht, auch wenn der Verſicherungsfall ſpäter eintritt. Bei den nach dem 
31. März 1938 eintretenden Verſicherungsfällen iſt jedoch das bisherige Recht mit folgenden Ande⸗ 
rungen anzuwenden: 

1. Die am 1. April 1938 laufenden Anwartſchaftsfriſten enden an dieſem Tage; in ihnen gilt 
die Anwartſchaft als erhalten. 

2. Die Zeit der Geldentwertung vom 1. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1923 iſt als Er⸗ 

ſatzzeit zu berückſichtigen. 


§ 67 
(1) Die Vorſchriften über die Halbdeckung gelten, ſoweit ſie für den Berechtigten günſtiger ſind, 
bereits für Verſicherungsfälle, die nach dem 31. März 1936 eingetreten ſind. 
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(2) Der 8 65 Abſ. 2 Satz 2 dieſes Geſetzes gilt auch für Verſicherungsfälle, die nach dem 30. Sep⸗ 
tember 1934 eingetreten ſind. 

(8) Der § 66 Abſ. 1 Satz 2 Nr. 2 dieſes Geſetzes über die Anrechnung von ſtaatlichem Hilfs⸗ 
dienſt gilt auch für Verſicherungsfälle, die nach dem 30. September 1934 eingetreten ſind. 


Ss 68 

Soweit das bisherige Recht Erſatzzeiten bei der Berechnung der Leiſtungen vorſieht, behält 
es hierbei für die Zeit bis zum 1. April 1938 ſein Bewenden, auch wenn der Verſicherungsfall ſpäter 
eintritt. 

8 69 a 

(1) In der Invalidenverſicherung werden für Zeiten, in denen der Verſicherte während des Welt⸗ 
krieges dem Deutſchen Reiche oder einem mit ihm verbündeten oder befreundeten Staate Kriegs⸗, 
Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet hat, Steigerungsbeträge gewährt, wenn die Verſicherung vor⸗ 
her beſtanden hat. Das Nähere beſtimmt der Senat — Abt. Sozialverſicherung —. 

(2) Abſ. 1 gilt auch für Verſicherungsfälle, die vor dem 1. April 1938 eingetreten ſind, wenn der 
Berechtigte es vor dem 1. Januar 1940 beantragt. Bei Renten, die am 1. April 1938 laufen, erteilt 
der Verſicherungsträger einen Beſcheid über die Erhöhung; ein Rechtsmittel iſt nicht gegeben. 

(3) Nachzahlungen für die Zeit vor dem 1. April 1938 finden nicht ſtatt. 


§ 70 
Beiträge werden nach § 1309 a der Reichsverſicherungsordnung in der neuen Faſſung nur erſtattet, 
wenn die Ehe nach dem 31. März 1938 geſchloſſen wird. 


8 11 
Die SS 6, 7, 15, 17, S 65 Abſ. 5, § 67 ſind bei Verſicherungsfällen, für die fie gelten, auch 
in ſchwebenden Sachen anzuwenden. Iſt bei einem der bezeichneten Verſicherungsfälle ein Leiſtungs⸗ 
antrag rechtskräftig abgelehnt worden, ſo iſt auf Antrag zu prüfen, ob die neuen Vorſchriften günſtiger 
ſind; ein neuer Beſcheid iſt zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung iſt nur bis zum 31. Dezember 
1939 zuläſſig. 
Ss 72 
In der Invalidenverſicherung kann eine vor dem 1. April 1937 bereits begonnene Weiterver⸗ 
ſicherung nach dem 4. April 1938 in der Lohnklaſſe I fortgeſetzt werden, ſolange das Einkommen 
7,50 Gulden wöchentlich nicht überſteigt. 
§ 73 
(1) Die SS 1442, 1443, 1444, 1443 c und 1446 der Reichsverſicherungsordnung gelten bei Ver⸗ 
ſicherungsfällen, die nach dem 31. März 1938 eintreten, auch für die Zeit vorher. 
(2) Die Friſt des § 1442 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung endet für die Kalenderjahre 1932 
bis 1937 früheſtens mit dem 31. Dezember 1941. 


8 74 
Sit bei einem Wanderverſicherten der Verſicherungsfall in einem Verſicherungszweige vor dem 
1. April 1938 eingetreten und tritt der Verſicherungsfall in dem anderen Verſicherungszweige nach 
dem 31. März 1938 ein, ſo gelten für die Anſprüche aus dieſem Verſicherungszweige die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. 
s 7 
Der $ 1544k Abſ. 3 in der neuen Faſſung gilt nur für Leiſtungsanträge, die nach dem 1. April 
1938 geſtellt werden. 
§ 76 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf den Verſicherungsträger der Invalidenverſicherung 
bei den Polniſchen Staatsbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig einſtweilen keine Anwendung. 


Danzig, den 24. März 1938. 


a Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 
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